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Einführung

A. Die typischen Sachverhalte im Themenbereich
der „Schrottimmobilien“

„Schrottimmobilien“. Dieser in der öffentlichen Diskussion1 weit verbreitete, in
der juristischen Fachwelt2 gleichsam verwandte, despektierliche Begriff steht
schlagwortartig und typisierend für eine Vielzahl wirtschaftlich gescheiterter fi-

1 Aus der umfangreichen Berichterstattung vgl. aus jüngerer Zeit nur FAZ v. 26.04. 2006,
S. 25: „Weniger Anlegerschutz bei Schrottimmobilien“; Börsen-Zeitung v. 26.04. 2006: „BGH
legt Anlegern Steine in die Wege; Schlechtere Rechtslage bei Schrottimmobilien“; FAZ v.
17.05. 2006, S. 13: „Enttäuschung für Käufer von Schrottimmobilien“; SZ v. 17.05.2006:
„BGH stärkt Rechte für ,Schrottimmobilien‘-Käufer“; Die Welt v. 17.05. 2006: „Käufern von
Schrottimmobilien wird die Beweisführung erleichtert“; FTD v. 18.05. 2006: „Käufer von
Schrottimmobilien brüskiert“; WamS v. 21.05. 2006: „Bundesgerichtshof schwächt die Stel-
lung der Käufer von Schrottimmobilien bei Haustürgeschäften“; Capital v. 24.05.2006, S. 112:
„Nach mehr als zehn Jahren Rechtsprechungs-Hickhack ist für Besitzer von Schrottimmobilien
und wertlosen Immobilienfonds jetzt ein glückliches Ende in Sicht“; Finanztest 7/2009, S. 26:
„Schrottimmobilien: Bank muss Wohnungskäufern Schäden ersetzten“; siehe auch den Ver-
fasser/Göpfert, „Leitfaden für ,Schrottimmobilien‘“, Vermögen & Steuern, 12/2011, S. 17.

2 Vgl. aus der wahren Flut von juristischen Stellungnahmen etwa die Titel von Mülbert/
Hoger, WM 2004, 2281: „,Schrottimmobilien‘ als fortfressender Mangel“; Staudinger, NJW
2005, 3521: „Die Zukunft der ,Schrottimmobilien‘ nach den EuGH-Entscheidungen vom 25.10.
2005“; Schmidt-Räntsch, MDR 2005, 6: „Die aktuelle Rechtslage bei sog. Schrottimmobilien“;
Hoppe/Linz, ZBB 2006, 24: „Die Bemessung des realisierten Risikos bei ,Schrottimmobilien‘“;
Jungmann, WM 2006, 2193: „Zukunft der Schrottimmobilienfälle und Schrottimmobilienfälle
in der Zukunft“; Rösler, RuP 2006, 29, 29: „,Schrottimmobilien‘ und das Versagen des deut-
schen Rechts“; Derleder, ZBB 2006, 375: „Der Verbraucherschutz für Schrottimmobiliener-
werber und die Umsetzung der europarechtlichen Widerrufsregelungen“; ders., NZM 2006,
449: „,Schrottimmobilien‘ – Aufarbeitung in Karlsruhe – Das Ende eines Schismas“; Lechner,
NZM 2007, 145: „Neues von den ,Schrottimmobilien‘“; Kahl/Essig, WM 2007, 525:
„Staatshaftung der Bundesrepublik Deutschland in den Fällen sog. ,Schrottimmobilien‘“;
Maier, WM 2008, 1630: „Der Überrumpelungsschutz des nicht belehrten Verbrauchers in der
aktuellen Schrottimmobilien-Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs“; Schoppmeyer, WM
2009, 10: „Ausgewählte Probleme der Schrottimmobilien in der instanzgerichtlichen Recht-
sprechung“; Jäger, DStR 2011, 155: „Die steuerliche Behandlung der Rückabwicklung von
Schrottimmobilien“; siehe weiterhin etwa die Titel der Dissertationen von Mayr, „Die Eta-
blierung der Verbundlösung bei der Rückabwicklung kreditfinanzierter Schrottimmobilien“,
sowie Schmid, „Die Rechtsstellung des Verbrauchers bei Mängeln fremdfinanzierter Immo-
bilienkapitalanlagen (,Schrottimmobilien‘)“ oder beispielsweise ferner Jungmann, in: Schi-
mansky/Bunte/Lwowski, Handbuch, 3. Aufl., § 81 Rn. 112 [„Sonderprobleme bei ,Schrott-
immobilien‘“]; Derleder, in: Derleder/Knops/Bamberger, Handbuch, § 16 Rn. 22 [„Der Im-
mobiliarkredit in der Schrottimmobilienkrise“]; Späth, Schrottimmobilien: Anlegerschutz nach
aktueller Rechtsprechung, Anlegerschutz beim Immobilienerwerb, Staatshaftung.



nanzierter Immobilienkapitalanlagen, aus deren Beteiligung privaten Anlegern
Schäden in immensen Dimensionen entstanden sind.3

Die bereits zu Beginn der siebziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts primär für
Spitzenverdiener entwickelten so genannten Bauherrenmodelle4 waren aufgrund der
sukzessiven Aberkennung der steuerlichen Vorteile5 uninteressant geworden. Zudem
waren jedenfalls die meisten potentiellen Anleger gewarnt, aus „steuerlichen
Gründen“ ein Mehrfaches des tatsächlichen Wertes einer Immobilie zu bezahlen.6

Teile der Immobilienkapitalanlagebranche gingen daher seit den frühen neunziger
Jahren7 dazu über, mit neuen Absatzstrategien und veränderten werbewirksamen
Verkaufsargumenten vor dem Hintergrund erneut günstiger steuerlicher Rahmen-

3 So wird bundesweit häufig von dreihunderttausend bis zu einer Million geschädigter
Kapitalanleger und einer Gesamtschadenssumme von über 9,2 Mrd. Euro ausgegangen. Vgl.
etwa die Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses zum OLG-Vertretungsänderungsgesetz,
BT-Drucks. 14/9266, S. 35 l. Sp.; Finanztest, Heft 1/2002, S. 46; SZ v. 26.03. 2004, S. V2/2.
Der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. beziffert den Gesamtschaden auf mehr als
18 Mrd. Euro, vgl. CAPITAL v. 5.02.2004, S. 94, während der Bundesverband Finanz-
dienstleistungen e.V. den Verlust allein für das Gebiet der neuen Bundesländer „schätzungs-
weise mit 30 Mrd. DM“ (!?) angibt, vgl. FAZ v. 21.08. 1998, S. 43; Rösler, RuP 2006, 29, 29.

4 Nach deren Grundgedanken schließen sich verschiedene Kapitalanleger zu einer Bau-
herrengemeinschaft zusammen, um im Gegensatz zum konventionellen Kauf vom Bauträger
unter der organisatorischen Leitung des Modellinitiators zumindest de jure als „Bauherren“ im
Sinne der steuergesetzlichen Vorschriften eine meist größere Immobilie zu errichten. Vgl. zu
dieser Modellform im Einzelnen etwa Goldbeck/Uhde, Bauherrenmodell, Rn. 43; Müller,
Bauherrenmodelle, Rn. 1; Kurth/Krükel, Bauherrenmodell, S. 45; Wagner, in: Wagner/Loritz,
Konzeptionshandbuch Bd. I, Rn. 1435; Strohm, in: Assmann/Schütze, Handbuch, § 21 Rn. 77;
Mink, Immobilienkapitalanlagen, S. 25.

5 In einkommensteuerrechtlicher Hinsicht besiegelte die Entscheidung des BFH v. 14.11.
1989, IX R 197/84, BStBl II 1990, 299, das steuerliche Ende der Bauherrenmodelle. Danach ist
der Anleger nicht „Bauherr“ im Sinne der steuergesetzlichen Vorschriften, sondern Erwerber,
falls er sich aufgrund eines von den Projektanbietern vorformulierten Vertragswerkes beteiligt
und sich bei den damit zusammenhängenden Rechtsgeschäften durch einen Treuhänder ver-
treten lässt. Vgl. hierzu Kutter, in: Beck’sches Notarhandbuch, A. II. Rn. 139; Wichmann, BB
1991, 589; Strohm, in: Assmann/Schütze, Handbuch, § 21 Rn. 77. Vgl. zu dem in grunder-
werbsteuerrechtlicher Hinsicht ursprünglich als Erwerber umfingierten „Bauherrn“ im Bau-
herrenmodell im Einzelnen Wagner, DStR 1996, 569, 570 ff.; zur Umsatzsteuerrechtsprechung
ders., DStR 1996, 609, 609 ff. Siehe allgemein zu dieser Entwicklung Wagner, in: Assmann/
Schütze, Handbuch, § 15 Rn. 58 ff. 913; Lauer, WM 1983, 1983, 1983; Loritz, WM 2000, 1831,
1832.

6 Vgl. auch Fuellmich, in: FS Deutsch, S. 919, 919.
7 Die unter dem Themenbereich der „Schrottimmobilien“ zusammengefassten, die Ge-

richte bis zum heutigen Tage in großem Umfang beschäftigenden Sachverhalte betreffen fi-
nanzierte Beteiligungen an Immobilienkapitalanlagen im Zeitraum der frühen bis gegen Ende
der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts, vgl. exemplarisch Bungeroth, WM 2004,
1505, 1505; Strohn, WM 2005, 1441, 1441; Lechner, NZM 2005, 921, 921; BGH, BKR 2008,
254, 254 f; BGH, WM 2008, 683, 683; BGH, WM 2008, 1596, 1596. Vor dem Hintergrund, dass
in der Praxis bereits eine Vielzahl von Neufällen zu behandeln sind, die durch die gleichen
typischen Sachverhalte gekennzeichnet sind, kann von einem Ende der „Schrottimmobilien-
fälle“ hingegen keine Rede sein. Siehe zur fortwährenden tatsächlichen und damit rechtlichen
Relevanz auch noch sogleich B.
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bedingungen8 finanzierte Immobilienkapitalanlagen in großem Umfang auch an
Bezieher mittlerer oder geringerer Einkommen9 zu vertreiben.

Die einzelnen konzeptionellen Modellformen waren vielfältig.10 Die Palette
reichte von den verschiedensten Gestaltungsvarianten des finanzierten direkten
Erwerbs von Immobilien11 in Form von so genannten Bauträger-12, Erwerber-13 oder

8 Angesprochen sind insbesondere die durch das Fördergebietsgesetz, BStBl. I 1991, 674,
im Zuge des „Aufbaus Ost“ gewährten großzügigen Sonderabschreibungsmöglichkeiten bis zu
50 % für Investitionen in den neuen Bundesländern und Berlin. Vgl. zu dieser Spezialmaterie
ausführlich Loritz, in: Wagner/Loritz, Konzeptionshandbuch, Bd. 1, § 21 Rn. 1145 –1231;
Strohm, in: Assmann/Schütze, Handbuch, § 20 Rn. 67–70; Hobelsberger, Subventionen,
S. 143 ff. jeweils m.w.N.

9 Vgl. zur Veränderung der Anlegerschicht im Vergleich zu den früher vertriebenen, teil-
weise abwertend auch als „Zahnarztmodelle“ bezeichneten Bauherrenmodellen auch Fuell-
mich, in: FS Deutsch, S. 919, 920; Binder, in: Bankrecht 2000, S. 279, 281; Derleder, ZfIR
2003, 177, 178; Lechner NZM 2005, 921, 921; Deutsch, NJW 2003, 2881, 2881; siehe auch die
Klassifizierung von Köndgen, NJW 2000, 468, 472, demzufolge das typische Klägerprofil
soziologisch nicht nur mehr auf „wohlhabende und wohlausgebildete Angehörige der höheren
Professionen“, sondern auf die untere Mittelschicht verweise. Siehe exemplarisch auch BGH,
WM 2007, 200: Verwaltungsangestellter und Kellnerin; BGH, NJW 2007, 2396: Polizeibe-
amtin; BGH, WM 2008, 154: Industriemechaniker und Verkäuferin; BGH, BKR 2008, 249:
Erzieherin; BGH, WM 2008, 971: Maschinenschlosser; BGH, WM 2008, 1394: Physiothe-
rapeutin. Das von Teilen der Literatur gezeichnete Bild, die Kapitalanleger gehörten aus-
schließlich der unteren Einkommensschicht an, wird durch die Rechtspraxis so nicht bestätigt.
Es gibt sowohl diese als auch jene mit durchaus guten oder sogar weit überdurchschnittlichen
Einkommens- und Vermögensverhältnissen.

10 Die Bezeichnung als „Modell“ steht hierbei für das allen Gestaltungen immanente
Prinzip, dass anders als beim konventionellen Immobilienkauf nicht lediglich ein einheitlicher
Erwerbsvertrag, sondern aus steuerlichen Gründen sowie zur praktikablen Durchführung der
Beteiligung an der Immobilienkapitalanlage eine Mehrheit aufeinander abgestimmter Verträge
geschlossen wird. Wirtschaftliches Ziel war und ist stets der Erwerb von Immobilien als
wertbeständige und rentable Anlage unter Inanspruchnahme von steuerlichen Vorteilen. Vgl.
Reithmann, in: Reithmann/Meichssner/v. Heymann, Bauträger, Kap. A. Rn. 4; Pause, Bau-
trägerkauf, Rn. 1124. Korte, Handbuch, Kap. 5 Rn. 5 weist zutreffend darauf hin, dass die
verschiedenen auf dem Immobilienanlagemarkt angebotenen Produkttypen auch zur Hervor-
hebung ihrer Einmaligkeit mit dem Etikett „Modell“ versehen werden. Da die Haftung der
finanzierenden Bank nicht von der jeweiligen Konzeption der Kapitalanlage abhängig ist,
bedarf es hier keiner vertieften Betrachtung der einzelnen Modellvarianten. Wegen der Ein-
zelheiten wird daher auf die umfangreiche, in den folgenden Fn. teilweise nachgewiesene
Fachliteratur zu Immobilienkapitalanlagen verwiesen.

11 Hier ist kurz gesagt die „Immobilie selbst“ Beteiligungsobjekt, so Wagner, in: Wagner/
Loritz, Konzeptionshandbuch, Bd. 2, § 1 Rn. 30.

12 Bei Bauträgermodellen schließt der Anleger bereits vor oder während der Herstellung des
Gesamtobjekts einen notariellen Bauträgerkaufvertrag, der als Hauptpflicht des Bauträgers die
Übereignung des Grundstücksanteils sowie die Bauerrichtungsverpflichtung enthält und er-
wirbt somit eine noch fertig zu stellende Eigentumswohnung gleichsam „vom Plan weg“.
Zusätzlich zu diesem Hauptvertrag werden nach dem Muster der Bauherrenmodelle ver-
schiedene, gesonderte Dienstleistungsverträge mit so genannten Funktionsträgern geschlossen,
um durch die Abspaltung bzw. Inanspruchnahme weiterer Leistungen steuerliche Vorteile zu
erzielen. Als gesonderte Folgeverträge kommen insbesondere Treuhandgeschäftsbesorgungs-,
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